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Finanzkrise und wirtschaftliche Abkühlung: 
Der Service public hat eine wichtige Rolle zu spielen
Kurzfristig muss der Service public zu einem konjunkturellen Aufschwung beitragen. Mittelfristig müssen Lehren aus der Finanzkrise gezogen und die regulierende Rolle des Staates verstärkt werden. Zudem ist definitiv auf eine Privatisierung der öffentlichen Dienste zu verzichten.
Der Internationale Währungsfonds (IWF) hat kürzlich erneut seine Prognosen nach unten korrigiert und rechnet mit einem BIP-Rückgang von nahezu 0.5 Prozent in allen hoch entwickelten Ländern, was seit dem 2. Weltkrieg nie mehr vorgekommen ist. Die Anzeichen für eine Wirtschaftsrezession mehren sich auch in der Schweiz: Die Nationalbank hat kürzlich ihren Leitzins zum zweiten Mal um ein halbes Prozent gesenkt und wird das sicher Ende Jahr gemeinsam mit der Europäischen Zentralbank nochmals tun. Es ist zu befürchten, dass der Schweizer Franken weiter an Wert gewinnt und die Schweizer Exportindustrie belastet. Die Arbeitslosigkeit steigt an und könnte 2009 150'000 Menschen betreffen, wenn das Parlament die Umsetzung eines konjunkturellen Ankurbelungsprogramms verhindert.
Der Service public kann massgeblich dazu beitragen, die Auswirkungen der wirtschaftlichen Abkühlung zu mildern.
Zu treffende Sofortmassnahmen
Nachfolgend die wichtigsten Massnahmen, die kurzfristig zu treffen sind:

· Reallohnerhöhungen für die Angestellten des Service public
Die Unternehmen des Service public wie die Post oder Swisscom sind gesund und nicht negativ von der Krise der Finanzmärkte betroffen. Die Rechnungen der Kantone und des Bundes sind gut, und die öffentliche Hand ist in der Lage, eine antizyklische Politik zu betreiben. Es ist daher wichtig, dass die Angestellten des Service public für das kommende Jahr Reallohnerhöhungen erhalten. Damit kann die Konjunktur gestützt werden. Die Wirkung ist nicht unerheblich, da der Service public zu über 20 Prozent an der Wohlstandsschöpfung im Land beteiligt ist. Etwa jede fünfte Person ist in einem Bereich des Service public tätig.
· Einstellung von Personal
Die öffentlichen Dienste wurden in den letzten Jahren durch Rationalisierungsmassnahmen unter Druck gesetzt, und das Personal musste viele Überstunden leisten. Ein guter Service public braucht genügend Personal. Angesichts der Konjunktur muss der Service public wieder mehr Arbeitskräfte einstellen, vor allem im öffentlichen Verkehr (erhöhte Sicherheit, Sauberkeit, Entwicklung von Agglomerationsprojekten), im Gesundheitswesen (Spitäler, Altersheime) und im Schulwesen (zusätzliches Personal für schwierige Klassen).
· Konjunkturelle Ankurbelungsprogramme
Die bereits fertigen Infrastrukturprojekte müssen vorgezogen werden. Das von Travail.Suisse geforderte und vom Bundesrat in seinem Aktionsplan Energieeffizienz verabschiedete Programm zur energetischen Gebäudesanierung ist rasch auszuführen. Es wäre unannehmbar, dass ein solches Programm, das zahlreiche Arbeitsplätze in für die Schweizer Wirtschaft zukunftsträchtigen Bereichen schafft, ausgerechnet vom Wirtschaftsdepartement blockiert wird. Der Beitrag der öffentlichen Hand ist hier wichtig, da diese über einen ausgedehnten Immobilienpark verfügt.
· Steuerliche Entlastung für Familien
Konsequente Steuererleichterungen für Familien wirken sich günstig auf den Konsum aus, und zwar weit mehr als die vorangehende, einzig auf wohlhabende Ehepaare ausgerichtete Vorlage. Die Vorschläge von Bundesrat Merz, die noch in der Pipeline sind, müssen rasch ans Parlament überwiesen werden. Es ist vor allem zu hoffen, dass diese konkrete Verbesserungen für einkommensschwache und mittelständische Familien mit Kindern und nicht nur für Familien mit hohem Einkommen bringen.
Mittelfristige Massnahmen
Für den Service public sind Lehren aus der Finanzkrise zu ziehen, die auf die unglaubliche Risikobereitschaft der Banken und die ausgeprägten Regulierungsschwächen an den Finanzmärkten zurückzuführen ist. Es ist zu prüfen, wie die demokratische Kontrolle über den Service public verstärkt werden kann, damit sichergestellt ist, dass dieser seine Aufgabe weiterhin wahrnimmt: die Gewährleistung von qualitativ guten Leistungen von allgemeinem Interesse für die ganze Bevölkerung auf dem gesamten Staatsgebiet zu einem erschwinglichen Preis.
In diesem Sinn sind folgende Schritte nötig:

· Der Bund rückt von seinem Ziel ab, Aufgaben unter dem Vorwand zu kürzen oder zu streichen, dass die Staatsquote
 nicht weiter steigen darf. Kürzungen in der Forschung, im Bildungswesen, bei der Infrastruktur oder bei der Energieentwicklung wären gerade jetzt besonders unangebracht.
· Der Bund verzichtet definitiv auf die Privatisierung der Swisscom.
· Der Bund verzichtet auf die völlige Liberalisierung des Postmarktes und legt dem Parlament die Senkung der Briefmonopol-Grenze auf 50 Gramm auf dem Gesetzes- und nicht auf dem Verordnungsweg vor.
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� Staatsquote: alle Ausgaben der öffentlichen Hand, inkl. Sozialversicherungen, in % des BIP. Die Staatsquote betrug 2005 in der Schweiz 38% und lag damit deutlich unter dem Durchschnitt der 15 alten EU-Länder, der sich auf 47,9% belief.





